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Hinweise für kleinere Investitionen (speziell Maschinenförderung) im AFP-
Verfahren 2026 

Weitere Ergänzungen sind im Downloadbereich unter den spezifischen Investitionen 
zum Umwelt- und Klimaschutz hinterlegt (SIUK-Maßnahmen). Vorab weist die 
zuständige Bewilligungsstelle darauf hin, dass die AFP-Antragstellung auch bei 
kleineren Investitionen recht umfangreich ist und die Anforderungen an die 
vorzulegenden Unterlagen und deren Umfang nicht von den Antragstellern 
unterschätzt werden sollten. Es gibt viele sogenannte unerlässliche Anlagen, deren 
Fehlen automatisch zur Ablehnung des Antrages führt, weil diese nach dem 
23.03.2026 (Antragsannahmeschluss) nicht mehr nachgereicht werden dürfen.  

Aus den Erfahrungen der letzten Jahre wird allen interessierten Antragstellern 
dringend angeraten, sich Hilfe bei der Antragstellung zu holen bzw. diese von 
einer Beraterin oder einem Berater machen zu lassen.  

Folgende Punkte sollen prägnant auf die vorzulegenden Unterlagen hinweisen: 

- Die Buchabschlüsse mindestens der Wirtschaftsjahre 2023/2024 sowie 
2024/2025 müssen eingereicht werden. Die Daten sind Grundlage für das 
Investitionskonzept, das ebenfalls bis zum 23.03.2026 mit einzureichen ist. An 
dieser Stelle soll auch auf das vereinfachte Investitionskonzept hingewiesen 
werden: bei Projekten, die ein förderfähiges Investitionsvolumen von 150.000 € 
nicht übersteigen bzw. die im Förderantrag einzig und allein ein SIUK-
Teilvorhaben nach Nr. 4.6 der AFP-Richtlinie beantragen, muss die Einhaltung 
der langfristigen Kapitaldienstgrenze nicht nachgewiesen werden. Bei dem 
vereinfachten Investitionskonzept muss die Seite 3. im Excel-Vordruck nicht 
ausgefüllt werden, die Buchabschlüsse der genannten Wirtschaftsjahre müssen 
aber trotzdem eingereicht werden.  

- Die letzten drei vorliegenden Einkommenssteuerbescheide der 
antragstellenden Person(-en) sind vorzulegen. Bei Gesellschaften gilt das für 
alle Personen der Gesellschaft. Die Bescheide dienen der Ermittlung der 
Summe der positiven Einkünfte. Bei Erreichen der Einkommensgrenze 
(Prosperitätsgrenze) erfolgt keine Förderung (bei Einzelgesellschaften) bzw. 
keine Förderung des Gesellschaftsanteils bzw. Kapitalanteils (bei 
Gesellschaften) mehr. Diese Grenze liegt bei Ledigen bei 170.000 € und bei 
Verheirateten sowie eingetragenen Lebenspartnerschaften bei 200.000 € im 
Durchschnitt der letzten drei Einkommenssteuerbescheide. Betrachtet werden 
dabei alle Einkünfte, dargestellt in Einkommenssteuerbescheiden als 
Gesamtbetrag der Einkünfte (ggf. müssen Einkünfte aus Kapitalvermögen noch 
hinzugerechnet werden). Wir verweisen dazu auf unsere AFP-Auslegungshilfe, 
die ebenfalls im Downloadbereich verfügbar ist.  

- Die „Berechnung der Umsatzerlöse“ mit der landwirtschaftliche und 
außerlandwirtschaftliche Umsätze erfasst werden, ist ebenfalls unerlässlicher 
Bestandteil der Antragsunterlagen. Sofern Umsätze aus gewerblichen 
Betrieben oder selbstständiger Tätigkeit vorhanden sind, müssen die Umsätze 
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daraus für das Jahr 2023 sowie für das Jahr 2024 nachgewiesen werden und 
übertragen werden in die Excel-Datei „Berechnung der Umsatzerlöse“. 

- Lediglich die Maschinen und Geräte zur Aufbringung von flüssigen 
Wirtschaftsdüngern sind förderfähig, nicht die Tankwagen. 

- Selbstfahrende Maschinen und Geräte sind sowohl für die Ausbringung 
von flüssigen Wirtschaftsdüngern als auch zur Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln nicht förderfähig. 

- Bei Investitionen in die speziellen Gülleausbringtechniken muss bei Gülle bzw. 
flüssigen Wirtschaftsdüngern aus eigener Herkunft deren Menge nachgewiesen 
werden wegen der in der AFP-Richtlinie vorgegebenen Mindestauslastung. 
Dazu ist die Excel-Datei „Berechnung GV-Lagerkapazität“ zu nutzen. In der 
Auswertungsmappe gibt es eine Zeile „Lagerraumbedarf 12 Monate“, welche 
anzeigt, wieviel Gülle auf dem zu fördernden Betrieb in 12 Monaten anfällt. 
Diese Menge an Gülle stellt den Referenzwert dar, um die geforderten 
Mindestmengen (siehe im weiteren, unteren Text) für die zu fördernden 
Anbaugeräte einzuhalten. Diese betriebseigene Gülle ist mit Injektionsgeräten 
und mit an den Tankwagen angebauten Geräten wie Grubbern, 
Scheibeneggen, Scheibenschlitzgeräten und vergleichbaren Gerätschaften so 
zu verteilen, dass pro m Arbeitsbreite des angehängten Gerätes mindestens 
300 m³ Gülle ausgebracht werden. 
Bei angebauten Schleppschuhverteilern sind mindestens 100 m³ Gülle pro m 
Arbeitsbreite als Mindestauslastung im Betrieb der Antragstellerin oder des 
Antragstellers vorgeschrieben. Sollen mit den zu fördernden Gerätschaften 
flüssige Wirtschaftsdünger verteilt werden die zuvor von anderen Betrieben 
aufgenommen worden sind, so sind zur Prüfung der jeweiligen 
Mindestauslastung der im oberen Text beschriebenen Werte die 
entsprechenden Abnahmeverträge vorzulegen.  

- Bei den in den weiteren Unterpunkten aufgeführten Pflanzenschutzspritzen, 
Spritz- und Sprühgeräten für den Obst-, Hopfen-, Garten- und Weinbau sowie 
bei den Geräten zur mechanischen Unkrautbekämpfung ist zum Nachweis der 
jeweiligen, vorgeschriebenen Mindestauslastung über eine Nebenrechnung 
darzustellen, welche Flächen auf der Grundlage des aktuell vorliegenden 
Gesamtflächen- und Nutzungsnachweis (GFN) aus dem Jahr 2025 wie oft 
behandelt bzw. bearbeitet worden sind. Sofern seitdem Flächen 
hinzugekommen sind, ist das gegebenenfalls durch entsprechende Nachweise 
wie z.B. Pacht- und/oder Kaufverträge zu belegen. Daraus ergibt sich dann die 
behandelte/bearbeitete Fläche als Grundlage zur Berechnung der 
Mindestauslastung, die angegeben wird durch ha pro m Arbeitsbreite. Für alle 
Maschinen und Geräte zur Anwendung von Pflanzenschutzmitteln errechnet 
sich die Mindestauslastung durch Multiplikation von behandelter Fläche mit 
Behandlungshäufigkeit. Auch hierzu sind im Download-Bereich Hinweise zu 
den entsprechend geforderten Mindestauslastungen vorgegeben, sowie der 
Link zum Julius Kühn Institut hinterlegt, auf dem die Gerätschaften zur 
Anerkennung der Förderfähigkeit zwingend gelistet sein müssen (siehe unter 
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dem Link zum Julius Kühn Institut: https://wissen.julius-kuehn.de/at-
dokumente/pruefung-und listung/themen/investitionsförderung). 

- Die Pflanzenschutzgeräte für den Ackerbau können mit Sensorsteuerung, 
Assistenzsystemen zur automatischen Teilbreitenschaltung, sensorgesteuerten 
Gestängeführung und mit automatischer Innenreinigung ausgestattet sein und 
über Mehrkammersyteme oder Direkteinspeisungen verfügen. Als 
Mindestauslastungen sind für angebaute Geräte 8 ha pro m Gestängebreite, für 
aufgebaute Geräte 10 ha pro m Gestängebreite und für angehängte Geräte 13 
ha pro m Gestängebreite (behandelte Fläche multipliziert mit 
Behandlungshäufigkeit) nach der AFP-Richtlinie vorgegeben.  

- Spritz- und Sprühgeräte für den Obst-, Garten- und Weinbau sollen die nicht 
angelagerte Spritzflüssigkeit auffangen und in den Tank zurückfördern sowie die 
Abdrift um mindestens 90 % gegenüber herkömmlichen Sprühgeräten 
verringern können ohne dabei die Wirksamkeit der Anwendung zu reduzieren. 

- Spritz- und Sprühgeräte für den Obst-, Hopfen-, Garten- und Weinbau sind mit 
geschwindigkeitsabhängiger Regelung der Ausbringmenge, automatischer 
Innenreinigung und sensorgesteuerter Reihenendabschaltung förderfähig, 
wobei bei einreihigen Spritz- und Sprühgeräten eine Mindesteinsatzfläche von 
75 ha nachzuweisen ist, dementsprechend ist bei zweireihigen Spritz- und 
Sprühgeräten eine Mindesteinsatzfläche von 150 ha vorzuweisen.  

- Bei der Gruppe der Maschinen und Geräte zur mechanischen 
Unkrautbekämpfung für Reihenkulturen, die mit elektronischer Reihenführung 
mittels GPS, Ultraschall oder optischen Sensoren ausgestattet sein können, ist 
die vorgeschriebene Mindestauslastung von 11 ha pro m Arbeitsbreite nach der 
AFP-Richtlinie einzuhalten.  

- Dem AFP-Antrag ist ein Angebot über das Gerät beizufügen. Die Kosten aus 
diesem Angebot bilden die Grundlagen für die Eingaben in das Programm zur 
Antragserfassung, INET-Client 2026. 


